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Schweizer Firmen haben Glück.
Während ihnen in den USA für
Vergehen imAuslandMilliarden-
strafen auferlegtwerden,gibt sich
die Schweiz mit weniger zufrie-
den.Trotzdemkommtderzeit ein
ansehnlicher Betrag zusammen.
Zwar sind die Bussenvergleichs-
weise tief, die Ersatzforderungen
aber deutlich höher. Die Ersatz-
forderung soll dafür sorgen,dass
den Firmen aus den illegalenGe-
schäften kein Gewinn entsteht.

In den letztenWochen sorgten
zwei Verfahren der Bundesan-
waltschaft gegen SchweizerRoh-
stofffirmen für Aufsehen: Der
Genfer Rohstoffhändler Gunvor
wurde jüngstwegen eines Beste-
chungsfalls in Ecuador zu einer

Busse von 4 Millionen Franken
und einer Ersatzforderung von
82Millionenverurteilt.DerZuger
RohstoffkonzernGlencore zahlte
kürzlich wegen eines Korrupti-
onsverfahrens in derDemokrati-
schenRepublik Konto eine Busse
von 2 Millionen Franken und er
musste eine Ersatzzahlung von
150 Millionen Dollar leisten.

Dieses Geld landet bislang in
der Schweizer Staatskasse. Die
Länder, in denen die Vergehen
vorgefallen sind, gehenhingegen
leer aus. Das wird nun in einem
gemeinsamen Schreiben von
14 kongolesischen Nichtregie-
rungsorganisationen kritisiert:
«Die kongolesische Bevölkerung,
dieOpferdiesergross angelegten

Korruptionshandlungen wurde,
wird keine Entschädigung erhal-
ten.» Das Schreiben liegt dieser
Redaktion vor. Sie fordern die
Schweiz auf, dass zumindest ein
Teil derAusgleichsforderung aus
dem Glencore-Verfahren für die
Finanzierung sozialer Investitio-
nen, wie etwa von Schulen oder
Spitälern verwendet wird. Das
Geld solle besonders für jene Ge-
meinden aufgewendet werden,
die die Hauptopfer der von der
Schweizer Untersuchung aufge-
deckten Korruptionsfälle sind.

Eine vergleichbare Forderung
erging kürzlich an die USA: Dort
verlangenmehrere internationa-
le Nichtregierungsorganisatio-
nen,dasszumindest 700’000Dol-

lar einer 263Millionen schweren
Strafe für geschädigte Personen
verwendet werden sollen.

«Nicht akzeptabel»
Der Genfer SP-Nationalrat Chris-
tian Dandrès nimmt diesen Ball
nunauf.Er fordertmit einemPos-
tulatdenBundesrat auf,Massnah-
men zu prüfen, damit eingezoge-
ne Vermögenswerte und Ersatz-
forderungen derBevölkerung der
betroffenen Länder zugutekom-
men, in denen die Straftaten be-
gangenwurden.Korruptionsei ein
Übel, das dazu beitrage, die Ent-
wicklungeinesGesundheits- oder
Bildungssystems zu verhindern.

Die Schweiz führt bereits seit
einigen Jahrenunrechtmässig er-

worbenesVermögen aus interna-
tionalenKorruptionsfällen,das in
der Schweiz gelandet ist, in ihr
Herkunftsland zurück.Doch auch
von diesen Geldern bleibt viel in
der Schweiz hängen.

Eine raschere Rückführung
dürfe aber laut Dandrès nicht
dazu führen,dass dieses Geld bei
den Führern korrupter Regimes
landen soll. Daher sollte es für
Projekte unabhängigerOrganisa-
tionen verwendet werden kön-
nen.«Die gegenwärtige Situation
ist nicht akzeptabel», sagt Dan-
drès. Er glaubt daher, dass sein
Vorschlag durchaus Erfolgschan-
cen haben könnte.

Jorgos Brouzos

Politiker fordert: Glencore-Strafzahlung soll in den Kongo fliessen
Postulat im Parlament Die Schweiz hat dem Rohstoffhändler eine Strafe in Millionenhöhe aufgebrummt.
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Geraldine Matchett ist 52 Jahre
alt und die einflussreichste Ver-
waltungsrätin der Schweiz. Mit
ihren Mandaten überragt sie
auch die Männer.

Matchett sitzt beimTechnolo-
giekonzernABB,beimNahrungs-
mittelmulti Nestlé und demVer-
sicherer Swiss Re im Verwal-
tungsrat.Alles Unternehmen,die
dem Börsenleitindex SMI ange-
hören und in ihrer Branchewelt-
weit zur Topliga zählen.

Die aktuelle Liste des Kader-
vermittlers Schilling Partners,die
dieser Redaktion exklusiv vor-
liegt, führt zwar einige Frauen
und Männer auf, die bei vier der
wichtigsten SchweizerFirmen im
Verwaltungsrat tätig sind. Etwa
ChristophMäder (Baloise, Lonza,
Schindler, SchweizerischeNatio-
nalbank) oder Bernadette Koch
(Postfinance,Mobimo,Schweize-
rische Post, Geberit) – die Unter-
nehmen sind jedoch wesentlich
kleiner.

Kaum bekannt, aber
international vernetzt
«Matchett ist eine grosseAusnah-
me und ein Glücksfall», sagt Ka-
dervermittler Guido Schilling.
Doch kurz bevor sie diesen Früh-
ling neu in den Verwaltungsrat
vonNestlé und Swiss Re gewählt
wurde, sorgte sich die NZZ, ob
dies nicht eineÜberlastungwäre.
Bei Christoph Mäder, der neben
seinenvier Firmenmandaten zu-
gleich noch Präsident vomWirt-
schaftsverband Economiesuisse
ist, fragte dieRedaktiondas nicht.

Die spannende Frage aber ist:
Wie hat Matchett es in die Top-
position geschafft.DerbreitenÖf-
fentlichkeit ist sie nicht bekannt.

Matchett besitzt den schwei-
zerischen,denbritischenundden
französischen Pass und hat in
Grossbritannien Natur- und Hu-
mangeografie studiert. Ihre Kar-
riere verlief geradlinig und führ-
te sie in operative Spitzenfunk
tionenvonwichtigen Firmen. Ihr
Vorteil: Sie ist international ver-
netzt, aber kennt auch die Struk-
turen des Schweizer Verwal-
tungsrats, der anders als etwader
deutsche Aufsichtsrat auch die
Strategie einer Firma festlegt.

Bei der Genfer Warenprüfge-
sellschaft SGS stieg Matchett von
derControllerin zurFinanzchefin

auf.Als Finanzchefin fungierte sie
auchbei demChemieriesenDSM,
ab2020warsiedort zugleichauch
Co-Konzernchefin.Damithatte sie
auchUmsatzverantwortung,was
für wichtige Verwaltungsrats-
mandatemeistens als Vorausset-
zung angesehenwird.

Profi-Verwaltungsrätin
als neues Berufsbild
Nach der Fusion von DSM mit
demGenferAromen- und Riech-
stoffkonzern Firmenich im Mai
2023 schied Matchett aus – und
setzte ihre Karriere als Profi-Ver-
waltungsrätin fort. Für Frauen
ist das ein neues Berufsbild, bei
Männern gibt es dies schon sehr
lange und noch ausgeprägter.

Eine der Multi-Verwaltungs-
rätinnen ist auchMonika Bütler.
Die frühere Ökonomie-Professe-
rin derUniversität St. Gallen sitzt
entsprechend der Schilling-Lis-

te bei Swiss Life, Schindler sowie
Huber + Suhner im obersten Gre-
mium. «In den Verwaltungsrat
kommt man auch als Querein-
steigerin», sagt Bütler. Bei Pos-
ten in der Geschäftsleitung sei
das dagegen anders.

Per Gesetz sollen bis Anfang
2026 in der Schweiz 30 Prozent
der Verwaltungsratssitze von
Frauen besetzt sein. «Die Quote
ist schon jetzt erfüllt», sagt
Headhunter Guido Schilling, der
diese Daten jährlich erhebt.

Diversität wird
breiter ausgelegt
Ende 2030 könnte es jedoch
knapp werden: Denn dann sol-
len auch 20 Prozent der Ge-
schäftsleitungsmitglieder weib-
lich sein. «Momentan erreichen
wir dies schon, allerdings blei-
ben Frauen im Management im
Durchschnitt nur halb so lange

in ihrer Funktion wie Männer»,
sagt Schilling.

«Diversität führt sicherzubes-
serenEntscheidungen in Firmen,
weil Fragen aus verschiedener
Sichtweisen diskutiert werden»,
erläutert Bütler.Doch sie fügt an:
«DieGremienmüssen jedoch tat-
sächlich unterschiedlich zusam-
mengesetzt sein und nicht mit
Frauen, die ähnlich denken wie
die Männer, wie dies zu Beginn
der Quoteneinführungwar.»

Inzwischen wird Diversität
breiter ausgelegt, auch unter-
schiedliche Altersgruppen oder
Herkunft finden zunehmende
Beachtung. Dagegen ist der Fo-
kus auf die Erhöhung des Frau-
enanteils bei vielen Firmen fast
schon Standard geworden: «Im-
merhäufigerwird die Frage nach
den fehlenden Frauen auf Kan-
didatenlisten auch vonMännern
gestellt», sagt Bütler.

Mächtigste Verwaltungsrätin der Schweiz
Mehrere Mandate in der Topliga Geraldine Matchett übertrumpft sogar die Männer, wie aktuelle Daten zeigen.
Sie sitzt bei ABB, Nestlé und Swiss Re im obersten Gremium und erregt damit Aufsehen.

Sie besitzt den schweizerischen, britischen und französischen Pass: Geraldine Matchett 2023 am WEF in Davos. Foto: Stefan Wermuth (Bloomberg, Getty)

«Immer häufiger
wird die Frage
nach den fehlenden
Frauen auf
Kandidatenlisten
auch vonMännern
gestellt.»
Monika Bütler
Multi-Verwaltungsrätin und
frühere Ökonomie-Professorin

Konjunktur Diewirtschaftliche Er-
holung in der Schweiz verläuft
laut der Konjunkturforschungs-
stelle der ETH Zürich (KOF) har-
ziger als erhofft.DerHauptgrund
sei die Schwäche in Europa,
insbesondere jene des wichtigs-
ten Handelspartners Deutsch-
land. Daher erwartet die KOF
fürs laufende Jahr nur noch ein
Wachstum des realen Bruttoin-
landproduktes (BIP, sportevent-
bereinigt) von 1,1 statt 1,2 Prozent,
wie es gestern in einerMitteilung
hiess. Für 2025 wurde die Prog-
nose auf 1,6 von 1,8 Prozent zu-
rückgenommen. Die erstmalige
Prognose für 2026 lautet auf
1,7 Prozent.

Bei diesenZahlen sinddieRie-
sensportanlässe wie Fussball-
Europameisterschaft und Olym-
pische Spiele herausgerechnet.
Diese bringen alle zwei Jahre ei-
nen Geldregen ins Land,weil die
HauptsitzevonFifa,Uefa oder In-
ternationalem Olympischen Ko-
mitee in der Schweiz sind. Dies
verzerrt aberdie eigentlicheWirt-
schaftsentwicklung jeweils mar-
kant.Wenn man die Grosssport-
ereignisse berücksichtigt, erwar-
tet dieKOFeinBIP-Wachstumvon
1,5 Prozent für 2024. (SDA)

Wirtschaft erholt
sich langsamer
als erhofft

Bankkarten Das US-Justizminis-
teriumhat denVisa-Konzernver-
klagt. Eswirft demUnternehmen
vor, unrechtmässig einMonopol
bei den Bankkarten zu betreiben.
In der am Dienstag bei einem
Bundesgericht in NewYork ein-
gereichten Kartellklage heisst es,
die Praktiken vonVisa hätten zu
zusätzlichen Gebühren in Milli-
ardenhöhe für die US-Verbrau-
cher geführt und zugleich die In-
novation beimBezahlsystemmit
den Debitkarten gebremst. Der
Klage sind dreijährige Untersu-
chungenderVisa-Geschäftsprak-
tiken durch die US-Kartellbehör-
de vorausgegangen. (SDA)

Kartellklage
gegen Visa
wegenMonopol

Nationalrat Der Nationalrat will
den Eigenmietwert auch bei
Zweitwohnungen abschaffen.An
diesem Beschluss hat er gestern
festgehalten. Gleichzeitig will er
eine Verfassungsgrundlage für
eineObjektsteuer auf Zweitwoh-
nungen schaffen. Damit baut er
dem Ständerat eine Brücke. Der
Nationalrat plädiert für einen
vollständigen Systemwechsel.
DerEigenmietwert soll also auch
bei Zweitliegenschaften abge-
schafftwerden.Diesen Entscheid
untermauerte die grosseKammer
mit 153 zu 39 Stimmen bei einer
Enthaltung.

Mittelfristiges Ziel des Natio-
nalrats ist die Schaffung einer
Verfassungsgrundlage für eine
Objektsteuer auf Zweitwohnun-
gen. Das soll den betroffenen
Kantonen dieMöglichkeit geben,
dass Kantone und Gemeinden
eine besondere Liegenschafts-
steuer erheben und so die Ein-
nahmeneinbussen kompensie-
ren können, die infolge eines
vollständigen Systemwechsels
bei der Eigenmietwertbesteue-
rung zu erwarten sind. (SDA)

Eigenmietwert
soll vollständig
abgeschafft werden


